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Russland ist nach dem Ende des sowjetischen
Systems in der Weltökonomie nur noch als
Rohstoffexporteur von Bedeutung. Militä-
risch und politisch verteidigt es mühsam den
Status einer Regionalmacht, der aber auf-
grund ihrer industriellen, technologischen
und infrastrukturellen Defizite auch Merk-
male eines Schwellen- bzw. Entwicklungslan-
des zukommt. Kulturell, besonders auf dem
Gebiet der Literatur, entwickelt Russland aus
Tradition ein hohes Maß an Produktivität
und auch Attraktivität für eine gewiss auch
romantisierende westliche Rezeption, wie die
Frankfurter Buchmesse in diesem Jahr veran-
schaulichen konnte. Politisch gesehen bleibt
Russland für das Gros der westlichen Beob-
achter eine Sphinx, ein meist mit Skepsis be-
argwöhntes Phänomen, das in regelmäßigen
Perioden beobachtet und kommentiert wird.
Ende 2003 boten die Dumawahlen im Kon-
text der Verhaftung des Oligarchen Chodor-
kowski dazu wieder einmal Anlass.
Das Wahlergebnis vom 7. Dezember war in
seiner überwältigenden Zwei-Drittel-Mehr-
heit für Wladimir Putin ebenso wenig überra-
schend wie die geringe Wahlbeteiligung, die
von 62 % 1999 auf 52 % sank und damit
einiges über die politische Apathie der russi-
schen Bevölkerung zum Ausdruck brachte.
Diese ist der gesellschaftliche Nährboden ei-
ner etatistisch-autoritären Tradition des poli-
tischen Russland und koinzidiert mit der
durch das Wahlergebnis eröffneten Möglich-
keit für Putin, nun die Verfassung zu ändern,
um sich gegebenenfalls für 2008 eine dritte
Amtszeit genehmigen zu lassen. Ob mit dem
Ergebnis der Dumawahlen Dezember 2003
der Weg von der »gelenkten Demokratie« in
Richtung eines rigiden Autoritarismus altso-
wjetischer Provenienz vorgezeichnet ist, wie
einige Beobachter behaupten, ist alles andere
als ausgemacht. Auch der Fall Chodorkowski

berechtigt noch nicht zu solchen Unterstel-
lungen. Dieser, Chef des Juko-Konzerns,
wurde Oktober 2003 mit den Anklagepunk-
ten des Betrugs, der Steuerhinterziehung und
anderer Delikte auf Weisung der russischen
Generalstaatsanwaltschaft in einer geradezu
dramatischen Inszenierung verhaftet. Schnell
erkannte die westliche Presse, dass die offiziel-
le Version der Anklage, die sich auf zehn Jahre
zurückliegende Vergehen stützte, wenig
glaubwürdig war, zumal nach dieser Logik
sämtliche Oligarchen Russlands hinter Git-
tern verschwinden müssten, war doch deren
Reichtum in den seltensten Fällen auf legale
und saubere Weise erworben. Ebenso schnell
ging in der Presse auch die Befürchtung um,
das freie Unternehmertum sei in Russland in
Gefahr, die Pressefreiheit abgeschafft und der
Geheimdienst in toto wieder an der Macht.1

Während letztere Behauptung Zutreffendes
beinhaltet, widerspricht erstere eindeutig den
Tatsachen: Zum einen wurde Ende der 90er
Jahre der Anteil des in privaten Unternehmen
erzeugten Bruttoinlandsprodukts bereits für
das Jahr 1997 auf 73 Prozent geschätzt,2 seit-
dem sukzessive ansteigend. Zum anderen hat-
te das Staatseigentum bereits Ende der 90er
Jahre nur noch einen Anteil von 17 %, seit-
dem sukzessive sinkend. Symptomatisch ist
auch, dass die Börse nach Bekanntwerden
von Chodorkowskis Rücktritt und seiner ra-
schen Ersetzung durch Kukes relativ gelassen
reagierte, was sie nicht täte, stünde der Kapi-
talismus und der Freie Markt auf dem Spiel.
British Petroleum blieb im Kaufgeschäft mit
der russischen Tiumen Petrol Company und
die Deutsche Bank versicherte – so Nina
Baschkatow in »Le Monde Diplomatique«,
Dezember 2003 –, »sie werde 40 % einer
russischen Investitionsbank übernehmen«, da
»der russische Markt der größte und wichtigs-
te in Europa« sei«. Noch andere Tatbestände
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dokumentieren eher das Gegenteil als die Be-
hauptung, mit der Verhaftung Chodorkows-
kis sei das Ende des freien Unternehmertums
in Russland eingeläutet: Laut dem »Zeit«-
Dossier vom 6. 11. 2003 mit dem etwas auf-
geblasenen Titel »Das Imperium schlägt zu-
rück« »bildeten sich … acht Oligarchenrei-
che…, die heute mehr als 80 % der 64 größ-
ten Privatfirmen in Russland kontrollieren.«
Der Umsatz der ersten zwölf der 64 reichsten
privaten Gesellschaften Russlands ist nun zu-
sammengenommen so groß wie die Einnah-
meseite des Regierungsbudgets. Es geht also
in dem in der Chodorkowski-Affäre virulent
werdenden Konflikt zwischen den Vertretern
der »Vertikalen der Macht« bzw. der »gelenk-
ten Demokratie« und den so genannten Wirt-
schaftsliberalen bzw. den Oligarchen nicht,
wie oft in der westlichen Presse pathetisch
beargwöhnt, um die Putinsche Abschaffung
des freien Unternehmertums, sondern um
dessen effektivere Kontrolle, einer Kontrolle,
die dem Staat längst entglitten ist.

Die Entstehung der Oligarchen

Die Gruppe der Oligarchen wurde zwischen
1993 und 1999 von der Präsidentenmacht
der »Jelzin-Familie« geschaffen, die Jelzin
dafür in gebührender Gegenleistung  bei den
Wahlen tatkräftig unterstützte. Im Ganzen
sind sie das Ergebnis einer überstürzten und
damit anarchischen Privatisierung. Vorläufer
der Privatisierung, der »Prichwatisazija« des
Jelzinregimes, sind schon in der Entfaltung
der Schattenwirtschaft unter Breschnew zu
finden. Schon zu Zeiten Chruschtschows,
erst recht aber seit Breschnew und Tschernen-
ko teilte sich der staatliche Handel in den
offiziellen und den Schattenhandel. Letzterer
führte zur Akkumulation von so genanntem
Schattenkapital und in den gesellschaftlichen
Grauzonen zu unterschwellig aufblühenden
marktwirtschaftlichen Beziehungen, die die
Schattenwirtschaft wiederum stärkten. Da-
mit ging latent eine Kriminalisierung des
Wirtschaftens einher: Schmiergeld wurde zu
einem festen Bestandteil der sowjetischen Ge-
sellschaft. Von der beginnenden Schatten-

wirtschaft der Chruschtschow-Ära bis zur
vollendeten Korruption der Breschnew-Zeit
reichte der Niedergang einer Planwirtschaft,
die als Mangelwirtschaft kompensatorische
Nebentätigkeiten geradezu zwangsläufig aus
sich heraussetzte: Vom Staatsposten bis zum
»Held der sozialistischen Arbeit« wurde alles
verkauft, nebenbei ein Moralverfall, den man
in der Staatspropaganda als ein dem Kapita-
lismus immanentes Phänomen zu wiederho-
len nicht müde wurde. Victor Timtschenko
schildert in seinem Buch »Russland nach Jel-
zin« im Kapitel »Schattenwirtschaft und
Zechowiki« die damaligen Zustände
folgendermaßen: »Das Land war mit einem
dichten Netz von illegalen Fabriken und Wer-
ken überzogen, die illegale Produktion wurde
nicht nur durch den illegalen Handel (mit
Milliarden Rubel-, sprich Milliarden Dollar-
umsätzen), sondern auch durch den legalen
sowjetischen Handel vertrieben. Es gab auch
genug korrumpierte einflussreiche Leute in
den Rechtsschutz-, Sowjet-, und Parteiorga-
nen, die ebenfalls Verbrechen verschleierten
und verbargen, nicht unentgeltlich, versteht
sich.«3

Schon 1988 war gemäß Berichten der Gene-
ralstaatsanwaltschaft, des Innenministe-
riums und des KGB klar, dass 80 % der Perso-
nen, die organisierte Verbrechergruppen lei-
teten und dirigierten, selber Leiter von Betrie-
ben und anderen staatlichen Organisationen
waren. D.h., dass die schattenwirtschaften-
den Gruppen schon vor Gorbatschows Glas-
nost und Perestroika den Marsch Richtung
Kapitalismus innerhalb des Staatssozialismus
vorbereiteten, flankiert von einer gewissen
»Parteimafia«. Später vollzogen sich dann un-
ter diesen Auspizien gar nicht mehr so merk-
würdig erscheinende biografische Metamor-
phosen vom Komsomol-Funktionär zum
Dollarmilliardär in Serie, von denen die des
russischen Oligarchen Chodorkowski nur die
aktuellste und bekannteste Version ist. Die
offizielle Geburtsstunde des Kapitalismus or-
tet nicht nur Margareta Mommsen, Professo-
rin an der Universität München, in der Gor-
batschow-Ära: »Die Geburtsstunde eines frei-
en Unternehmertums lag in der Liberalisie-
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rung der Handelsstrukturen zu Beginn der
ökonomischen Perestojka Gorbatschows. Die
so genannte »Komsomol-Ökonomie« hatte
ihren Ursprung in der ZK-Resolution von 25.
Juli 1986, der zufolge der kommunistische
Jugendverband Komsomol auf dessen eigene
Initiative hin Spielräume zur Errichtung frei-
er Handelsstrukturen erhielt. … Es entstan-
den die ersten Privatbanken. Im Zuge der
Privatisierung der Großunternehmen bilde-
ten sich neue finanzindustrielle Gruppen
heraus.«4

Gorbatschows Gesetz über die Kooperative,
das die Legislative ohne juristische Begrün-
dung, geschweige denn transparente Umset-
zungsmechanismen passierte, hatte zur
zweifelsohne unbeabsichtigten Folge, dass
kriminell erwirtschaftetes Geld gewaschen
und in den legalen Wirtschaftskreislauf trans-
feriert werden konnte. Über Nacht konnte
jeder Unternehmer werden. Scheinkonkurse,
fingierte Geschäfte und Scheinkooperativen
florierten. Der entscheidende Schritt Rich-
tung Raubkapitalismus und Oligarchie ge-
schah jedoch in der Jelzin-Ära in Gestalt der
nach den Forderungen des Internationalen
Währungsfonds durchgeführten Privatisie-
rung der Staatsunternehmen. Diese begann
mit der so genannten »Voucherprivatisie-
rung«, nach der jeder Bürger in den Besitz
von Anteilsscheinen an den privatisierten Be-
trieben kommen können sollte, so die Be-
hauptung des damaligen Privatisierungsmi-
nisters Tschubais. Die idyllische Vorstellung
vom »Volkseigentum« an den allen zugängli-
chen Staatsbetrieben in Form eines Aktien-
Streubesitzes verkehrte sich in der realen Pra-
xis der Privatisierung zu einer einmaligen
Konzentration der Kontrolle ganzer Indust-
riezweige und Rohstoffkonsortien in wenigen
Händen. Damit war die Geburt der für das
heutige Russland so typischen Oligarchen be-
siegelt. Die Präsidentenmacht Jelzins übergab
den künftigen Oligarchen zu Spottpreisen in-
dustrielle und infrastrukturelle Eigentumsob-
jekte, die im Gegenzug Jelzins Präsidenten-
wahlkampf 1996 finanzierten und staatliche
Kompetenzen je nach Laune und Bedarf aus-
hebelten. Von einer staatlichen Ordnung

konnte im nachsowjetischen Russland nicht
mehr gesprochen werden, vielmehr lag eine
völlige Privatisierung des Politischen vor, also
der antithetische Umschlag des ehemalig to-
talen Sowjetstaates, in dem alles Private aus-
gelöscht war. Die nunmehr totale Privatisie-
rung der Politik wurde von folgenden Bank-
und Industriebaronen vorangetrieben. Der
Verschmelzung von Oligarchen und politi-
scher Führung wollte Putin von Anfang an
einen Riegel vorschieben,5 auch wenn er mit
Hilfe einiger Oligarchen an die Macht ge-
langte.

Der Fall Chodorkowski

Zehn Jahre nach der Privatisierungswelle der
staatlichen Industrieunternehmen, Rohstoff-
komplexe und Immobilien scheint die Ver-
haftung des mächtigen Chodorkowski der
Versuch der in Oligarchenkreisen verhassten
und dem gemäß titulierten »Tschekisten« zu
sein, die »staatliche Vertikale« durch Ein-
schränkung der Macht der Oligarchen zu
stärken. Dabei bildet der 39-jährige Chodor-
kowski das typische Beispiel einer Oligar-
chen-Karriere, an dem staatlicherseits ein Ex-
empel statuiert werden kann. Michael Cho-
dorkowski schloss 1986 erfolgreich das Studi-
um für Chemietechnik in Moskau ab und
wurde Ingenieur. Als Student brachte er es
zum Sekretär des Komsomol-Komitees an der
Universität, was gleichsam das Sprungbrett zu
seiner Karriere als »Businessman« war. In der
Zeit der Perestroika wurde Chodorkowski
Leiter eines vom Komsomol unterstützten
»Zentrums für zweigübergreifende wissen-
schaftlich-technische Programme«, in dem
Marktforschungen für Industriebetriebe getä-
tigt wurden. Nebenher agierte der angehende
Jungunternehmer mit dem teils legalen, teils
illegalen Handel von Computern, Jeans usw.
Angeblich verfügte der erfolgreiche Jungun-
ternehmer schon 1988 nach erst zweijähriger
Tätigkeit über ein Jahreseinkommen von
über 130 Millionen Dollar. Damit gründete
er die MENATEP, eine der ersten lizensierten
Privatbanken in der ausgehenden Sowjetuni-
on. Unter Jelzin betreute die MENATEP
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dann die Finanzen des Finanzministeriums
und der Moskauer Stadtverwaltung. 1995
eignete sich Chodorkowski in seinem bisher
größten Coup den Staatskonzern JUKOS an.
Mit der geplanten Fusion mit SIBNEFT
2003 wurde Chodorkowski zum potentiell
größten Gegenspieler Putins in einem Macht-
poker mit damals noch offenem Ausgang.
Auslöser der Chodorkowski-Affäre war ein
Bericht russischer Wissenschaftler des »Rates
für Nationale Strategie« (SNS), laut dem die
Jukos-Konzernleitung gegen den russischen
Präsidenten und die Staatsordnung insofern
agiere, als sie es auf eine Umwandlung der
russischen Präsidialrepublik in eine präsidial-
parlamentarische Konföderation abgesehen
habe. Zu diesem Zweck intendiere die Kon-
zernleitung die Finanzierung Putin gegenüber
kritischer Parteien, die die Macht in der
Duma als Voraussetzung Chodorkowskis
künftiger Präsidentenschaft erringen sollten.
Infolge dieses Berichtes wurde am 2. Juli
2003 die Nummer zwei des Konzerns, Platon
Lebedew, verhaftet. Doch im Falle des Vorge-
hens gegen Chodorkowski lassen sich über
genannte etwaige innenpolitische Motive
noch andere ausmachen, die sich aber sämt-
lich dem Versuch Putins subsumieren lassen,
die Privatisierung der Politik unter Jelzin
rückgängig zu machen und die Beziehungen
zwischen Staat und Wirtschaft überschauba-
ren Prozeduren und klaren Regeln zu unter-
werfen. Denn nach wie vor, so die Auffassung
in Putins Regierungsmannschaft, sei der Ein-
fluss der Industrie- und Bankbarone auf die
Politik in Russland zu groß und die Beste-
chung von Richtern, Abgeordneten, Gouver-
neuren und Ministern an der Tagesordnung.
So wurden in den letzten Jahren in viertel-
jährlich stattfindenden Treffen zwischen Pu-
tin, seinem Ministerpräsidenten Kasjanow u.
a. mit zwei Dutzend Vertretern des Unterneh-
merverbandes Regeln des gegenseitigen Um-
gangs der Staats- mit den Unternehmerinter-
essen  festgelegt, unter anderem ein Stillhalte-
abkommen, nach dem der Staat der Wirt-
schaft ungestörte Arbeitsbedingungen garan-
tierte, wofür sich die Oligarchen im Gegen-
zug verpflichteten, sich aus den politischen

Händeln herauszuhalten. Diesen »Nichtan-
griffspakt« hat Chodorkowski in den Augen
des Kreml nicht nur mit besagten innenpoli-
tischen Schachzügen gebrochen: Weitaus
mehr  als Chodorkowskis doch als fiktional
einzustufende Ambitionen aufs Präsidenten-
amt scheint dessen transnationale Konzern-
politik den Kreml beunruhigt zu haben:
Nach der Fusionierung von Chodorkowskis
Ölkonzern Jukos mit SIBNEFT April 2003
entstand  eine Konzernmacht mit einem ge-
schätzten Marktwert von 35 Milliarden Dol-
lar und einer Förderkapazität von 30 % des
russischen Erdöls. Tomas Avenarius zitiert in
dem Artikel »Die Zähmung der Oligarchen«
hierzu den US-Politologen Peter Rutland in
der »Moscow Times« mit folgenden Worten:
»Es war Chodorkowskijs aggressive Ge-
schäftspolitik und nicht sein angeblicher Ein-
satz für mehr Demokratie, was die Alarmglo-
cken in Regierungskreisen schellen ließ.« Die-
se, und damit ist das dritte Motiv für das
staatliche Vorgehen gegen Chodorkowski an-
gesprochen, stellte außerdem die staatliche
Kontrolle des Pipelinesystems in Frage, inso-
fern parallel zu diesem ein privates Röhren-
netz errichtet werden sollte. Dazu bemerkt
Avenarius in besagtem Artikel: »Die Kontrol-
le des Öltransportes über den staatlichen
Pipeline-Verwalter Transneft ist nach der Pri-
vatisierung der Förderstätten einer der weni-
gen Hebel, den der Kreml gegenüber den
Ölbaronen hat: Die Pipelines sind ein Macht-
instrument, Russland setzt sie im Umgang
mit den Nachbarstaaten zweckdienlich ein.
Etwa im Streit um die Frage, wie der zentral-
asiatische Ölreichtum auf die Märkte ge-
bracht werden kann.«
Europa und insbesondere Deutschland bezie-
hen inzwischen nahezu ein Drittel seiner Gas-
und Ölimporte aus Russland. In naher Zu-
kunft wird über die Hälfte des Erdgasver-
brauchs deutscher Haushalte aus Russland
kommen, womit sich unter anderem auch die
auffällige Zurückhaltung erklären lässt, mit
der Putins Vorgehen gegen die Oligarchen
seitens der Politiker Deutschlands und Euro-
pas kommentiert wird. Zu diesem Bild passt
auch, dass die deutschen Energieversorger wie
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Ruhrgas traditionell auf den Staatskonzern
Gasprom setzen. Dennoch bleibt das politi-
sche Verhältnis Europas und Russlands von
geradezu typischen Wechselfällen und Dis-
kontinuitäten nicht verschont: Das kürzlich
formulierte Veto aus Brüssel durch die EU-
Administration, angeleitet durch den briti-
schen Außenkommissar Patten und den spa-
nischen Finanzkommissar Solbes, könnte die
Zukunftsträume der russisch-europäischen
Kooperation auf dem Energiesektor platzen
lassen: Auch der Bau einer Pipeline durch die
Ostsee, den Schröder und Putin vor kurzem
in Jekaterinburg vereinbart hatten, könnte
diesem Veto zum Opfer fallen. Scheitert die
geplante Ostsee-Pipeline, müsste Europa sei-
nen Mehrbedarf über die US-Multis decken.

Doppelgänger Russlands

Der russische Schriftsteller Viktor Jerofejew
charakterisierte in der »Frankfurter Allgemei-
nen Zeitung« vom 2. 11. 2003 in dem Essay
»Unser Albtraum« eine spezifisch russische
Konstellation und Problematik, ohne deren
Berücksichtigung jedes Urteil ein Vorurteil
bleiben muss. Es heißt dort: »Die russische
Staatsmacht verfügte schon immer über die
Fähigkeit, Dinge zu tun, die im Westen Ab-
scheu hervorrufen«, womit anscheinend auf
die Nacht- und Nebelaktion der Verhaftung
Chodorkowskis und auf die Art der Kriegs-
führung in den Tschetschenien-Konflikten
angespielt wird. Der Autor fügt aber zugleich
hinzu: »Psychologisch kann ich die wachsen-
de Gereiztheit der Machthaber verstehen. …
Im Land gibt es keine elementare Ordnung.
Die russischen Gesetze waren immer derart
inhuman, dass es als Heldentat und nicht als
Verbrechen galt, sie zu umgehen. Die Regie-
rung will nicht zurück zum Kommunismus,
stützt sich aber auf das Grundmodell russi-
scher Staatlichkeit, das nur die Machtvertika-
le anerkennt, und zwar nur eine einzige. Die
ewige Furcht, dass sonst das riesige und sehr
lange Land knirschend entzweibricht …, ist
der nächtliche Albtraum der russischen
Machthaber.« Russlands liberale Ressourcen
sind auch deshalb gering, weil sie historisch

seltenst aus der Mitte der Gesellschaft er-
kämpft wurden. Revolutionen, aber auch li-
berale Reformen wie Glasnost und Perestroi-
ka waren stets staatlich verordnet und nur
rudimentär von der gesellschaftlichen Basis
initiiert und getragen. Nebst dieser spezifi-
schen Form politischer Abstinenz dominiert
in Russland seit langem ein Rechtsbewusst-
sein, das in westlicher Sicht als Rechtsnihilis-
mus erscheinen kann: Statt formaler Rechte
und geregelter Rechtsprozeduren wird der
»höhere Wert« der Gerechtigkeit anerkannt,
der auf Vertrauen und Autorität, also auf per-
sönlichen Beziehungen, beruht und somit
Momente des Willkürlichen mit einschließt.
So sind Personen- und Klientelverhältnisse
gesellschaftlich sanktioniert.
Die westliche Wahrnehmung Russlands oszil-
lierte stets zwischen der literarisch vermittelten
romantisierenden Verklärung eines uner-
forschlichen Seelenlandes und der eher poli-
tisch motivierten schroffen Ablehnung eines
unterstellten Gewalttätigen und Archaischen,
das zivilisatorischer Belehrung bedürfe. Umge-
kehrt fungiert im russischen Diskurs Europa –
nahezu analog dem europäischen über Russ-
land – als das »Andere« Russlands, das um der
Konstituierung einer russischen Identität wil-
len nötig ist. In diesem Fokus spielen sich seit
über hundert Jahren die berüchtigten Debat-
ten zwischen den »Slawophilen« und den
»Westlern« ab, denen anscheinend kein Ende
beschieden ist.6 So wie einst das Schreckgebil-
de Sowjetunion – weit mehr als der Humanis-
mus, die Aufklärung, die Demokratie und die
Marktwirtschaft – »den Westen« machtpoli-
tisch zusammenzuschweißen vermochte, so
scheint besonders im »slawophilen« Diskurs
Europa der Zerrspiegel zu sein, an dem sich
»russische Identität« bilden kann. Insgesamt
kommen aber diesem Spiegeleffekt zwei
Funktionen zu: Im erwähnten Falle der Pro-
jektion des Feindbildes »Europa« projiziert
man auf das »Andere« das, was man in sich
selbst verdrängt oder verschläft. Im zweiten
Falle zeigt sich ein Bild der Bewunderung des
»besseren« Europa, von dem Assen Ignatow
sagt: »Dieses Europa erweist sich als eine Art
Doppelgänger Russlands.«7
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Es stellt sich angesichts dieser Überlegungen
die Frage, ob sich nicht auch der westliche
Blickwinkel auf Russland allzu oft unreflek-
tierten Projektionen verdankt, die an dessen
Realität bemängeln, über was man
hierzulande geflissentlich hinwegsieht. Ga-
rantiert »der Westen« in dem Sinne und un-
eingeschränkt demokratische Gepflogenhei-
ten, wie er sie von Russland periodisch immer
wieder einfordert? Mutet es nicht  eigentüm-
lich an, dass das Gros der westlichen Presse,
ganz im Bann der Glaubensdogmen des Neo-
liberalismus, sich um das Schicksal der Olig-
archen besorgter zeigt als um die mehr als 140
Millionen Opfer des postkommunistischen
Zusammenbruchs, die in Verhältnissen leben,
die im Westen als weit unter der Armutsgren-
ze taxiert würden? Auch kann verwundern,
dass Leute, die bisher meist als zwielichtige
Geschäftsleute, Betrüger oder gar als Mafia-
paten ausgewiesen wurden, über Nacht zu
Freiheitskämpfern mutieren, nur um des
Nachweises willen, dass Russland in Sachen
Demokratie und Freier Marktwirtschaft
Nachholbedarf hat. Dass die Form der Putin-
schen Machtvertikale, die »gelenkte Demo-
kratie«, für die gesellschaftlich in langen his-
torischen Prozessen gewachsenen westlichen
Demokratien alles andere als erstrebenswert
gelten kann, ist selbstverständlich. Es stellt
sich aber, aus der Perspektive der spezifischen
Situation Russlands nach der Implosion des
Sowjetsystems und der sich daran anschlie-
ßenden Ausbreitung eines anarchischen Ka-
pitalismus, die Frage, was eine Schwächung
des Staates und eine weitere Stärkung der
Oligarchen für Russland bedeuten würde. Es
stellt sich weiterhin die Frage, ob die in den
meisten Kommentaren ventilierte Alternative
zwischen der Position der staatlichen Macht-
vertikale auf der einen und der freien Markt-
wirtschaftler, sprich oligarchischen Demokra-
tieförderung auf der anderen Seite, nicht eine
Scheinalternative ist.

Anmerkungen:

1 So der Tenor in der »Zeit« vom 6. 11. und vom
14. 12. 2003. Siehe auch die »Frankfurter Rund-
schau« vom 29. 10. 2003 und die »Süddeutsche

Zeitung« vom 18. 11. 2003. Der folgende Beitrag
wird sich unter anderem auf  Artikel in genannten
Ausgaben beziehen.
2 Nach J. Priewe: Privatisierung und Transformati-
on, in: »Osteuropa-Wirtschaft«, 1/2000.
3 Viktor Timtschenko: Russland nach Jelzin, Ham-
burg 1998, S. 61.
4 Margareta Mommsen: Wer herrscht in Russland?,
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